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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die Sozialziele, welche bisher in der Verfassung und in internationalen Verträgen
verstreute Elemente in einem übersichtlichen Katalog zusammenfassen (Art. 41), gaben
im Ständerat kaum zu Diskussionen Anlass. Im Nationalrat unterlag die SP mit ihrer
Forderung, diese Sozialziele in einklagbare Sozialrechte umzuwandeln. Aber auch der
als Reaktion darauf eingereichte Antrag Föhn (svp, SZ), die Sozialziele aus der
Verfassung zu streichen, wurde deutlich verworfen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Nationale Identität

In der SVP und anderen nationalkonservativen Kreisen regte sich einiger Widerstand
gegen die Ausleihe des Bundesbriefs von 1291 an eine drei Wochen dauernde
Ausstellung in Philadelphia (USA) über die historische Verbundenheit der USA mit der
Schweiz, welche die beiden ältesten demokratischen Republiken sind („Sister
Republics“). Der Kanton Schwyz als Eigentümer sah keinen Anlass, auf den von
mehreren SVP-Nationalräten (Brunner, SG, Mörgeli, ZH, und Föhn, SZ) geforderten
Verzicht auf die Ausleihe oder gar auf das Ansinnen eines Verkaufs des Dokuments an
eine private Stiftung einzugehen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.03.2006
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Grundrechte

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die 1974 bei der Ratifizierung der
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) gemachten Vorbehalte und
Auslegenden Erklärungen zurückzuziehen. Diese betrafen Art. 6 und bezogen sich auf
die Garantie einer öffentlichen Gerichtsverhandlung und Urteilsverkündung, welche die
Schweiz im Falle von nach kantonalem Recht durchgeführten Verhandlungen vor
Verwaltungsbehörden nicht gewährleisten konnte. Die Auslegenden Erklärungen
bezogen sich auf die Garantie einer gerichtlichen Überprüfung von
Verwaltungsentscheiden und die Verpflichtung, Angeklagten unentgeltlich Verteidiger
und Dolmetscher zur Verfügung zu stellen. Die Rechtssprechung sowohl des
europäischen Gerichtshofs als in der Folge auch des Bundesgerichts hatte diese
Vorbehalte und Erklärungen als unzulässig beurteilt. Da sie damit ihre
Existenzberechtigung verloren haben, schlug der Bundesrat vor, sie auch formal
fallenzulassen. Der Nationalrat stimmte diesem Antrag bei zwei Enthaltungen (Föhn,
svp, SZ und Beck, lp, VD) zu. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1999
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Schwyzer Regierungsratswahlen kam es zu einem Schlagabtausch im
bürgerlichen Lager: Das Wahlbündnis aus CVP und FDP bekämpfte den Einzug der SVP
in die Regierung. Für den ersten Wahlgang hatten sich zwölf Männer für die sieben
Regierungssitze beworben. Aber nur zwei, die Bisherigen Franz Marty (cvp) und Kurt
Zibung (cvp), erreichten die notwendige Stimmenzahl. Keiner der übrigen verlor dabei
den Mut; alle traten sie zum zweiten Wahlgang an: (in der Reihenfolge der im ersten
Wahlgang erreichten Stimmenzahl) der Bisherige Werner Inderbitzin (cvp), der Neue
Georg Hess (cvp), Dozent an der landwirtschaftlichen Hochschule Wädenswil,
Justizdirektor Fritz Huwyler (fdp), Nationalrat Peter Föhn (svp), SVP-Parteipräsident
Richard Bingisser, gefolgt von Bauunternehmer Alois Christen (fdp), dem einzigen SP-
Kandidaten Revierförster Armin Hüppin und dem Parteilosen Bruno Suter. Für den
zweiten Wahlgang bündelten CVP und FDP ihre Kräfte: Nach dem jüngsten Wahlerfolg
der SVP bei den Kantonsratswahlen vom Februar befürchteten sie den Verlust ihrer
Vormachtstellung und traten mit allen vier Kandidaten auf einer Liste an. Die SP, die mit
ihrem Kandidaten Hüppin nach dem ersten Wahlgang noch hinter den beiden SVP-

WAHLEN
DATUM: 16.04.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Kontrahenten lag, musste um ihren traditionellen Regierungssitz bangen. Schliesslich
blieb aber die alte Zauberformel erhalten. Nach Auszählung aller Gemeinden stand
fest, dass Hüppin den führenden SVP-Kandidaten Bingisser um 33 Stimmen geschlagen
hatte. Als Überraschung wurde auch der Achtungserfolg des Muotathaler Wirts und
parteilosen Aussenseiters Suter gewertet, der der SVP die Protestrolle strittig machte
und schliesslich sogar SVP-Nationalrat Föhn auf die Ränge verwiesen hat. Die
Bisherigen schafften ihre Wiederwahl problemlos. Mit Hüppin, Hess und Christen zogen
zusätzlich drei Neue in die Regierung ein. Weiterhin ist keine Frau im Regierungsrat
vertreten. 4

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Schwyz kandidierten 64 Personen auf 17 Listen für die vier Nationalratssitze,
von denen durch zwei Rücktritte einer der beiden SVP-Sitze (Peter Föhn) und der CVP-
Sitz (Reto Wehrli) vakant waren. Damit hielt der Trend der starken Zunahme an Listen
und Kandidierenden weiter an. Seit 2003 hatte sich die Zahl der Listen (8) und der
Kandidierenden (27) mehr als verdoppelt. Zurückzuführen war der Zuwachs an Listen
allerdings nicht auf neue Parteien, obwohl die BDP erstmals auch im Innerschweizer
Kanton antrat, sondern auf die Multiplikation der Unterlisten arrivierter Parteien. So
kandidierten etwa die SVP und die SP gleich mit vier und die FDP, die CVP und die
Grünen mit jeweils zwei Unterlisten. Es kam zu zwei Listenverbindungen, nämlich
zwischen der SP, der GP und der EVP sowie zwischen der FDP und der BDP. Mit der
Zunahme der Anzahl Kandidierenden ging ein Rückgang des Frauenanteils einher. 2007
waren noch 37,5% der Kandidierenden Frauen, 2011 stellten die 21 Kandidatinnen
lediglich noch einen Anteil von 32,8%.

Der Rückgang des Wähleranteils der SVP um sieben Prozentpunkte und der damit
verbundene Sitzverlust kamen überraschend. Zwar blieb die SVP mit 38%
Wählerstimmenanteil die mit Abstand stärkste Partei, der Verlust war allerdings auch im
gesamtschweizerischen Vergleich beträchtlich. Er war nur zur Hälfte auf das Antreten
der BDP zurückzuführen, die 3,4% der Wählerschaft von sich überzeugen konnte.
Zuzulegen vermochte auch die SP, die neu über 15,7% Wähleranteil (+1,8 Prozentpunkte)
verfügte und damit ihren Sitz sicher verteidigen konnte. Auch die CVP legte leicht um
0,5 Prozentpunkte zu und kam neu auf 20,6%. Ihren Sitz wird neu Alois Gmür besetzen.
Den vor acht Jahren verlorenen Sitz konnte die FDP mit Petra Gössi zurückgewinnen.
Dank der Listenverbindung mit der BDP reichten die 15,5% Wählerstimmen, obwohl
dieser Anteil rückgängig war (2007: 16,7%).. Auch die Grünen (3,8%, +0,4
Prozentpunkte) und die EVP (1,1%, +0,2 Prozentpunkte) konnten leicht zulegen. Mehr als
die Hälfte der Wahlberechtigten (50,5%) ging an die Urne. Die Wahlbeteiligung war
damit jedoch im Vergleich zu 2007 (52,3%) leicht rückläufig. 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Den Bisherigen Bruno Frick (cvp) und Alex Kuprecht (svp) wurden im Kanton Schwyz
gute Wiederwahlchancen eingeräumt. Zwar war dem seit 1991 im Ständerat sitzenden
Frick die lange Amtszeit angekreidet worden, die Herausforderer der FDP (Vincenzo
Pedrazzini), der Grünen (Toni Reichmuth und Brigitta Michel Thenen) und die
Kandidatur der Parteilosen Martha Leuthard wurden aber als zu wenig schlagkräftig
eingeschätzt.

Anders als im Nationalrat konnte die SVP im Ständerat einen Erfolg feiern. Kuprecht
schaffte mit 23'294 Stimmen als einziger mühelos das absolute Mehr im ersten
Wahlgang. Frick kam hingegen lediglich auf 17'069 Stimmen. Der drittplazierte
Pedrazzini erhielt beachtliche 13'216 Stimmen. Die restlichen Kandidierenden kamen
nicht über 8'000 Stimmen hinaus. Im Umstand, dass Frick zum ersten Mal seit 20
Jahren in einen zweiten Wahlgang musste, witterte die SVP ihre Chance. Für den
zweiten Wahlgang stellte sie den eigentlich zurückgetretenen Nationalrat Peter Föhn
auf. Neben Frick und Föhn traten Pedrazzini und Leuthard noch einmal an. Die SP und
die Grünen empfahlen Frick. Zu aller Überraschung konnte jedoch Föhn den zweiten
Umgang gewinnen. Mit 15'899 Stimmen erhielt er 1'066 Stimmen mehr als Frick, der
damit abgewählt wurde. Die Stimmbeteiligung beim zweiten Wahlgang lag bei 43,9%.
Eine Beschwerde, die beanstandete, dass Föhn die verlangten 50 Unterschriften nicht
rechtzeitig eingereicht hätte, wurde vom Bundesgericht abgewiesen. Die SVP konnte
somit gleich zwei Schwyzer Kantonsvertreter nach Bern schicken. Da im Kanton Schwyz
der Ständerat vom kantonalen Parlament bestätigt werden muss und dies erst am 14.
Dezember möglich war, fehlte Föhn allerdings bei den Bundesratswahlen. 6

WAHLEN
DATUM: 27.11.2011
MARC BÜHLMANN
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Le projet, truffé de sujets hautement sensibles, a été en grande partie traité par les
chambres au cours de l’année sous revue. Au Conseil national, le deux projets ont tout
d’abord fait l’objet de deux propositions: l’une de non-entrée en matière, déposée par
Theophil Pfister (udc, SG), et l’autre de renvoi au Conseil fédéral (assortie du mandat de
renforcer le système de milice et de rendre l’instruction et l’engagement à l’étranger de
la troupe plus restrictifs), déposée par Peter Föhn (udc, SZ). Ces deux propositions
reprenaient les positions de l’UDC dans le domaine de la sécurité refusant, d’une part,
l’engagement de l’armée suisse à l’étranger et, d’autre part, de s’écarter du principe de
l’armée de milice. Ces propositions ont toutefois été rejetées par le plénum,
respectivement par 116 voix contre 28 et par 125 voix contre 35. L’entrée en matière
acquise, les débats ont porté sur la LAAM et plus particulièrement sur les services
d’instruction effectués à l’étranger. Une majorité de la commission, constituée de
représentants du groupe UDC et des Verts, a tout d’abord proposé d’abandonner le
projet de réforme qui visait à donner au Conseil fédéral les compétences légales pour
organiser tout ou partie des services à l’étranger si l’objectif de la formation ne peut
être atteint en Suisse. Une minorité emmenée par Hans Widmer (ps, LU) souhaitait, de
son côté, restreindre ces services aux engagements relevant du service de promotion
de la paix ou aux missions de police aérienne. Une seconde proposition de minorité
Engelberger (prd, NW) proposait quant à elle de suivre le projet du Conseil fédéral.
Cette dernière proposition a finalement été adoptée par le plénum, par 107 voix contre
37. Par ailleurs, une minorité de la commission emmenée par Josef Lang (pe, ZG) et
Christian Miesch (udc, BL) s’est opposée à ce que le personnel militaire ait une
quelconque obligation d’effectuer des services d’instruction et des engagements à
l’étranger dans le cadre de la promotion de la paix et du service d’appui. Malgré la
défense apportée par le conseiller fédéral Samuel Schmid à la position du
gouvernement et le soutien des groupes démocrate-chrétien et radical-libéral, cette
proposition de minorité a été approuvée par 68 voix contre 60, de même que celle qui
visait à ce que les engagements à l’étranger prévus pour plus de 3 semaines soient
soumis à l’approbation préalable de l’Assemblée fédérale (79 voix contre 74), rejetant au
passage les solutions proposées par la majorité de la commission (engagement de plus
de 3 mois) et par le Conseil fédéral (engagement de plus de 6 mois). Concernant la
question des services d’appui en faveur des autorités civiles, le plénum a adopté, par 75
voix contre 66, une proposition de minorité Voruz (ps, VD) qui visait à exclure les
services d’appui prévisibles et de longue durée. Suivant l’avis de sa commission par 84
voix contre 77, le plénum a également retiré au gouvernement la compétence
d’astreindre les spécialistes civils du DDPS à effectuer des services d’appui à l’étranger.
Au vote sur l’ensemble, le projet a été adopté par 115 voix contre 69. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2008
ELIE BURGOS

Bevölkerungsschutz

Partant du même constat que Andreas Gross, à savoir que la PC n’a que peu de tâches à
accomplir, mais n’arrivant pas aux mêmes conclusions, Peter Föhn (udc, SZ) a proposé
dans un postulat que l’on attribue à la PC des tâches de surveillance, à l’instar de ce
que font les sociétés privées de gardiennage. Arguant du devoir de l’Etat de s’occuper
de la sécurité intérieure du pays, il a également proposé de faire appel à l’armée, là où
les capacités de la PC seraient insuffisantes. La discussion a été renvoyée. 8

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Öffentliche Finanzen
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Direkte Steuern

Im Oktober lancierte der Verein „Familie 3plus“ eine Volksinitiative zur steuerlichen
Entlastung von kinderreichen Familien. Konkret verlangt die Initiative einen
Steuerabzug von 13'000 Fr. pro Kind und einen Steuerabzug für Familienarbeit von
15'000 Fr. (Siehe dazu auch hier) In seiner Antwort auf eine Einfache Anfrage Föhn (svp,
SZ) (Einfache Anfrage 03.1127) hielt der Bundesrat fest, dass eine entsprechende
Erhöhung des Kinderabzuges zusätzliche Mindererträge von ca. 190 Mio Fr. bei der
direkten Bundessteuer verursachen würde. Die Kosten für die Einführung eines
allgemeinen Erziehungsabzuges von 15'000 Fr. pro Familie für die Kosten der Fremd-
bzw. Eigenbetreuungan Stelle des im Steuerpaket neu eingeführten Abzuges für
Fremdbetreuungskosten (7000 Fr. pro Kind) beliefen sich auf 175 Mio Fr. Ein
allgemeiner Erziehungsabzug käme den Bund teurer zu stehen, weil es sich erstens um
einen Sozialabzug handle (die Kosten müssen nicht nachgewiesen werden), zweitens
aufgrund der Höhe dieses Abzuges (15'000 Fr.) und drittens wegen des erheblich
grösseren Kreises der Familien, welche diesen Abzug beanspruchen könnten. 9

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Voranschlag

Das dem Parlament vorgelegte Budget 2011 sah bei veranschlagten Ausgaben von 62,5
Mia Fr. und Einnahmen von 61,9 Mia Fr. ein Defizit von 600 Mio Fr. vor. Die Ausgaben
nehmen um 3,3% zu während die Einnahmen um knapp 4% steigen. Dabei werden auch
2011 die Ausgaben für die soziale Wohlfahrt (+8,8%) sowie für das Aufgabengebiet
Bildung und Forschung (+3,3%) wachsen. Die Ausgaben der Entwicklungshilfe sollen um
durchschnittlich 7,2% wachsen, dies entspricht dem längerfristigen Ziel, diese
Ausgaben auf 0,5% des Bruttonationalproduktes anzuheben. Die übrigen Budgetposten,
beispielsweise Landesverteidigung (+0,5%) oder Verkehr (+0,2%), weisen nur leichte
Steigerungsraten auf. Insgesamt rechnete der Bundesrat mit deutlich besseren
Aussichten als noch vor einem Jahr. Das im Voranschlag 2011 budgetierte Defizit im
ordentlichen Haushalt von 600 Mio Fr. ist um rund 3,5 Mia Fr. kleiner als im Finanzplan
2011-2013 ausgewiesen. Insgesamt zeugt der Voranschlag 2011 von einer Rückkehr zur
Normalität, in wirtschaftlicher wie auch finanzpolitischer Sicht. Dazu haben vor allem
zwei Faktoren beigetragen: Einnahmeseitig haben sich die günstigeren
Konjunkturaussichten positiv ausgewirkt. Ausgabeseitig führt das vom Bundesrat
beantragte Konsolidierungsprogramm zur Entlastung in der Grössenordnung von 1,5 Mia
Fr. pro Jahr.

Der Nationalrat hatte in der Budgetdebatte zuerst über einen Rückweisungsantrag von
Peter Föhn (svp, SZ) zu befinden. Dieser wollte den Bundesrat verpflichten ein
ausgeglichenes Budget zu präsentieren. Der Voranschlag sollte dazu ausgabeseitig
entlastet werden. Der Rückweisungsantrag scheiterte klar, lediglich die SVP-Fraktion
votierte dafür. In der Detailberatung stimmte der Rat einem Minderheitsantrag zu, der
eine Aufstockung des Personals bei der Geschäftsprüfungskommission (GPK) gefordert
hatte. Zwar hatte auch die Mehrheit der Kommission eine Aufstockung verlangt, mit 98
zu 76 Stimmen folgte der Rat aber der grosszügigeren Aufstockungsvariante. Dabei
stimmten neben der geschlossenen Linken auch Teile der CVP und der liberalen
Fraktion für das Vorhaben. Weiter zu reden gaben die Vorschläge der Kommission zur
Kürzung der Entwicklungshilfe. In den Bereichen Wasser und Klima sollen 100 Mio Fr.
gekürzt werden und bei der wirtschaftlichen Zusammenarbeit im Staatsekretariat für
Wirtschaft 34 Mio Fr. Hier folgte der Nationalrat seiner Kommission mit knappem Mehr.
Weiter bewilligte er dem Denkmal- und Heimatschutz statt der vorgesehenen 21 Mio
neu 30 Mio Fr. und gewährte dem Alpinen Museum neu 520'000 Fr. Für die ETH sprach
er 1,7 Mio Fr. mehr aus. Vertreter der Landwirtschaft forderten, die Verkäsungszulage
nicht wie vom Bundesrat vorgesehen zu kürzen und verlangten, dass dieser
Budgetposten um 45 Mio Fr. aufgestockt werde. Die Mehrheit des Rates liess sich von
den Vertretern der Landwirtschaft überzeugen: Mit den Stimmen der SVP und grossen
Teilen der CVP sowie vereinzelten Stimmen aus den Reihen der SP und der Grünen
beschloss der Rat den Kredit für die Verkäsungszulage auf 292 Mio Fr. zu erhöhen.

Der Ständerat sprach sich gegenüber dem Nationalrat für Veränderungen des
Voranschlags in vier Punkten aus: Er votierte gegen die Kürzung der Entwicklungshilfe
von insgesamt 134 Mio Fr. und folgte hier dem Bundesrat. Bei der Verkäsungszulage
optierte der Ständerat für einen Kompromiss: statt der Kürzung um 45 Mio Fr. sollten
lediglich 33,5 Mio Fr. abgezogen werden. Hingegen lehnten es die Mitglieder des
Ständerates ab, das Budget der Geschäftsprüfungskommission aufzustocken, wenn
auch sehr knapp (21:20 Stimmen). Die Erhöhung des ETH-Budgets um 1,7 Mio Fr.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2010
NATHALIE GIGER

01.01.65 - 20.04.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



genehmigte die kleine Kammer ebenfalls nicht. Bei den weiteren Änderungen, die der
Nationalrat vorgesehen hatte, gab es keine Differenzen, so stimmte der Ständerat der
Aufstockung der Posten „Heimatschutz und Denkmalpflege“ sowie dem höheren Kredit
für das Alpine Museum zu.

In der Differenzbereinigung hielt der Nationalrat an der Aufstockung des Budgets für
die GPK, an der ungekürzten Verkäsungszulage sowie an der Erhöhung des ETH-Budgets
fest. Hingegen kam er dem Ständerat in Sachen Entwicklungshilfe entgegen und
beschloss die Gelder für die Wasser- und Klimaprojekte nicht zu reduzieren sowie die
wirtschaftliche Entwicklungshilfe nur um knapp 16 statt wie vorgesehen um 34 Mio Fr.
zu kürzen. Der Ständerat folgte dem Nationalrat in den verbliebenen Differenzen. 10

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Après avoir songé à un contre-projet sous la forme de deux dimanches sans voitures –
mais vite abandonné vu la fronde d’opposants –, le Conseil des Etats a décidé par 29
voix contre 7 de recommander le rejet sans contre-projet de l’initiative "Pour un
dimanche sans voitures par saison". Le Conseil national a par contre approuvé par 92
voix contre 88 le contre-projet de sa commission. Les radicaux et l’UDC ont tenté en
vain de s’y opposer. Le texte prônait durant quatre ans l’interdiction du trafic un
dimanche par saison, de 5 à 22 heures, sur l’ensemble des routes suisses. Des
exceptions étaient néanmoins prévues pour les transports publics et pour les
excursions touristiques, ainsi que pour les services d’urgence. Au cours de la quatrième
année, le peuple et les cantons se prononceront sur son maintien. Contrairement à la
majorité de sa commission, le National a accepté par 86 voix contre 85 et 8 abstentions
la proposition de Föhn (udc, SZ) de fixer la date au jour du Jeûne fédéral. Cette solution
a entraîné un tollé des cantons romands, car le Comptoir suisse se déroule durant cette
période. Concernant l’initiative en elle-même, le Conseil national l’a rejetée par 111 voix
contre 66 et 3 abstentions. Saisi en fin d’année, le Conseil des Etats a refusé le contre-
projet du National par 24 voix contre 20 et ceci malgré l’aval favorable de sa
commission. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Eisenbahn

Le Conseil fédéral a mis à l’enquête la "variante plaine" dans le cadre du tracé des NLFA
à Uri. Il n’en a pas fait de même avec la "variante montagne", car pour lui l’option plaine
primait et il voulait aller de l’avant afin de tenir les délais. Un commencement rapide
des travaux entre Altdorf et Erstfeld était crucial pour respecter les délais de la
réalisation du tunnel de base du Gothard. Or, le risque d’un retard de deux ans, à cause
de la longueur de la procédure dans le canton d’Uri, planait sur la mise en service des
NLFA, prévue pour 2010-2011. La réponse des uranais (citoyens, communes,
organisations de protection de l’environnement, associations et canton) à la variante
plaine s’est soldée par 900 oppositions. Ces derniers ont réaffirmé leur préférence
pour la variante montagne, à savoir un passage intégral ou partiel dans la montagne. Le
tracé mis à l’enquête entre le tunnel de l’Axen à Flüelen et le portail du futur tunnel de
base (au nord d’Erstfeld) prévoit de traverser Uri à l’air libre sur six ou sept kilomètres.
La digue où circuleront les trains rapides sera beaucoup plus élevée que l’actuelle,
atteignant six mètres de haut (plus de deux mètres de parois antibruit). Près d’Erstfeld,
la plate-forme s’élargira de 60 mètres, car on y installera des voies d’attente où les
futurs longs convois de marchandises (1,5 km) céderont la place aux trains voyageurs. La
variante montagne a reçu un appui inattendu sous la forme des résultats d’une étude
commandée par la Confédération. Ceux-ci estimaient les variantes partiellement ou
entièrement souterraines (dans la montagne) comme "techniquement réalisables".
Toutefois, les experts reconnaissaient qu’aucune conclusion définitive ne pouvait être
tirée quant à la variante idéale et, que si ce tracé réduisait les nuisances, son
financement coûterait entre CHF 550 et 700 millions de plus que la variante plaine. Sur
base de ces résultats, la commission des transports du National a demandé au Conseil
fédéral d’étudier l’intégration de ce tronçon dans le plan sectoriel. Le gouvernement
pouvait encore le faire, car le financement du projet devait encore passer devant le
parlement. Pendant ce temps, Peter Föhn (udc, SZ) a retiré son initiative parlementaire
intitulée "Tracé de la NLFA dans le canton d’Uri. Variante montagne" (01.425). A la
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lumière de ce rapport et des oppositions lors de la mise à l’enquête, le Conseil fédéral a
annoncé qu’il allait en tenir compte comme base de décision pour la suite des
travaux. 12

Umweltschutz

Naturgefahren

Les catastrophes naturelles de l’hiver ont fait l’objet de diverses interventions
parlementaires. Notamment, une motion Jenny (udc, GL) a été transformée en postulat
par le Conseil des Etats. Elle charge le gouvernement de présenter un arrêté fédéral
permettant aux cantons et aux communes d’obtenir un soutien matériel pour la
réparation des dommages causés par les catastrophes aux zones boisées et aux terres
cultivées. Le Conseil fédéral a répondu vouloir subordonner l’opportunité d’adresser
un message spécial au parlement à l’examen d’une vue d’ensemble des dégâts et des
conséquences financières, en collaboration avec les cantons. Un inventaire des besoins
devra être élaboré avant de déterminer si un crédit particulier doit être présenté, a
estimé l’exécutif. Une motion Föhn (udc, SZ) d’un contenu identique a également été
transformée en postulat par le National (Mo. Föhn,99.3036). Le même sort a été réservé
à une motion Columberg (pdc, GR) demandant à l’exécutif de prendre des mesures
pour protéger les habitations et les voies de communication menacées par les
avalanches et de proposer au parlement l’octroi de crédits inscrits au budget ou des
crédits supplémentaires (Mo. Columberg, 99.3017). La grande Chambre a également
transmis un postulat Baumann (udc, TG) invitant le gouvernement à prendre des
mesures pour soutenir les populations des régions touchées par les avalanches (Po.
Baumann, 99.3346). 13

MOTION
DATUM: 16.06.1999
LAURE DUPRAZ

Gewässerschutz

Le Conseil national s'est penché sur l'initiative populaire fédérale «Pas d'hydravions sur
les lacs suisses!» lors de la session d’été. Le député Föhn (udc, SZ) s’opposait à l’entrée
en matière; sa proposition a été rejetée par 99 voix contre 36. La majorité de la
commission demanda de suivre le contre-projet indirect de l'exécutif qui proposait
d’interdire la construction de tout nouvel hydroaérodrome. Un député Binder (udc, ZH)
réclama que l'autorisation d'aménager un nouvel hydroaérodrome relève de la
compétence des cantons. Sa proposition fut rejetée par 100 voix contre 42 en faveur de
celle de Baumberger (pdc, ZH) qui stipule que le Conseil fédéral a seulement la
possibilité de limiter le nombre d'hydroaérodromes (loi sur l’aviation). Cette
proposition fut soutenue par les groupes radical, libéral et démocrate-chrétien. Le
Conseil national a donc recommandé, par 88 voix contre 44, le rejet de l'initiative
populaire. Une minorité de gauche demandait son acceptation, jugeant le contre-
projet indirect trop faible. Le contre-projet, dans le vote sur l'ensemble, a été accepté
par 73 voix contre 34 et 17 abstentions. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.06.1999
LAURE DUPRAZ

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Nach dem Ständerat genehmigte auch der Nationalrat die Verordnung der
Bundesversammlung über die Promillegrenzen im Strassenverkehr. Ein
Nichteintretensantrag Föhn (svp, SZ), der einerseits eine höhere Fremdgefährdung bei
Fahren mit einem Blutalkoholwert von zwischen 0,05% und 0,08% bestritt und sich
andererseits für die freie (Gast-)Wirtschaft einsetzte, wurde nach einer längeren, teils
emotional geführten Debatte mit 110 zu 63 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung
erfolgte eine ganze Kaskade von Anträgen, welche die einfache Angetrunkenheit
zwischen 0,02% (Gutzwiller, fdp, ZH) und 0,08% (Triponez, fdp, BE) ansetzen wollten,
jene für qualifizierte Angetrunkenheit zwischen 0,05% (Wiederkehr, -, ZH) und 0,081%
(Triponez). Schliesslich schloss sich der Rat mit 113 zu 42 dem Antrag der Kommission
an, dem Ständerat zu folgen. Damit betragen die Limiten künftig 0,5 und 0,8
Gewichtspromille. In der Schlussabstimmung wurde die Verordnung im Ständerat mit
29 zu 5 Stimmen angenommen, im Nationalrat mit 111 zu 74 Stimmen; die 74 Nein-
Stimmen im Nationalrat stammten aus der beinahe geschlossenen SVP- und einer
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Mehrheit der FDP-Fraktion. 15

Sport

Ende April verabschiedete der Bundesrat den Entwurf zu einem Bundesbeschluss über
Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler Bedeutung (Nasak). Er beantragte dem
Parlament, bis ins Jahr 2005 80 Mio Fr. in die wichtigsten Sportarenen zu investieren.
Im Vordergrund steht der Neubau der Stadien Wankdorf in Bern, St. Jakob in Basel und
de la Praille in Genf. Zudem sollen die Sportplätze Pontaise in Lausanne und Letzigrund
in Zürich ausgebaut werden. Weiter sollen ein neues polysportives Hallenvelodrom, ein
neues Trainingszentrum Ostschweiz, ein neues nationales Schwimmzentrum, die
Erweiterung des Eissportzentrums Davos, der Neubau einer Skisprung-Schanzenanlage
und diverse Schneesportprojekte unterstützt werden. Wie die Botschaft ausführte, wird
das zentrale Auswahlkriterium der Bedarfsnachweis der betreffenden nationalen
Sportverbände sein sowie dessen Verifizierung durch die Eidgenössische Sportschule
Magglingen.

Die kleine Kammer behandelte die Vorlage als Erstrat. Eintreten war unbestritten. Der
Sprecher der Kommission betonte, die Erneuerung der grossen Sportstätten sei
dringend nötig, da die Schweiz sonst im internationalen Vergleich in die zweite Liga
absteigen würde. In der Detailberatung scheiterte ein Antrag Jenny (svp, GL), der mehr
Mittel für regionale Anlagen bereitstellen wollte. Angenommen wurde hingegen ein
Antrag Merz (fdp, AR) für ein polysportives Zentrum Ostschweiz sowie ein Antrag Bieri
(cvp, ZG), wonach auch die Eigentümer und Benutzer der Stadien zur Finanzierung und
zum langfristigen Unterhalt der Anlagen beizutragen haben. 

Der Nationalrat zeigte sich in dieser Frage ebenso spendierfreudig wie der Ständerat.
Ein Nichteintretensantrag von von Felten (sp, BS), die befand, es sei absurd, dem Bund
in Zeiten der eingeschränkten Finanzmittel neue Aufgaben aufzubürden, hatte keine
Chancen, gleich wie auch ein Rückweisungsantrag Bircher (cvp, AG), der das Geschäft
so lange verschieben wollte, bis das Haushaltziel erreicht ist. Die meisten Redner
stellten nur rhetorisch die Frage, ob eine neue Subvention opportun sei. Sparen sei
zwar angesagt, aber neue Finanzhilfen dürften nicht abgeschmettert werden, erklärte
etwa Föhn (svp, SZ). Und Hochreutener (cvp, BE) meinte, ohne Spitzensport gebe es
keinen Breitensport, und der Spitzensport brauche neue Impulse. Mit 120 zu 21
Stimmen wurde die Vorlage deutlich angenommen. 

Eine Differenz zum Ständerat blieb aber bestehen. Die grosse Kammer befand mit
knapper Mehrheit, die Einbindung der Eigentümer und Benutzer der Stadien sei
eigentlich selbstverständlich und gehöre deshalb nicht explizit ins Gesetz. Der
Ständerat beharrte aber auf seinem ersten Entscheid. Angeführt von Loretan (fdp, AG)
meinte er, die Vorlage sei in der Bevölkerung durchaus nicht unbestritten; der Bund
schiesse hier 80 Mio Fr. ein, und zwar auch zugunsten von Sportclubs, die grösstenteils
aus eigenem Verschulden konkursreif seien. Um das Gesamtvorhaben nicht zu
gefährden, schloss sich der Nationalrat in der zweiten Lesung oppositionslos an. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1998
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Die SP-Fraktion wollte noch weiter gehen und den Bundesrat mit einer Motion
auffordern, dem Parlament 36 Mio Fr. für Beschäftigungsprogramme zur Stärkung der
Rückkehrfähigkeit der Kriegsflüchtlinge zu beantragen. Die Landesregierung machte
geltend, aufgrund der nun rasch erwarteten Heimkehr der meisten Flüchtlinge aus dem
Kosovo sei es gar nicht möglich, derart umfassende Vorhaben zu realisieren. Auf ihren
Antrag wurde der Vorstoss abgelehnt . Angenommen wurde hingegen ein Postulat Föhn
(svp, SZ), welches konkrete Angaben über die vorzusehenden Lehrgänge (Maurer,
Zimmermann usw.) machte. 17

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 20.04.24 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Menschen mit Behinderungen

Diese Ausdehnung stiess im Plenum des Nationalrates auf Widerstand. Loepfe (AI) im
Namen der CVP sowie Föhn (SZ) für die SVP verlangten Rückweisung an die Kommission,
da die finanziellen Auswirkungen, die personalrechtlichen Konsequenzen und die
Kompetenzfragen zwischen Bund und Kantonen noch nicht genügend geklärt seien. Der
Antrag wurde mit 83 zu 77 Stimmen knapp abgelehnt, nachdem Bundesrätin Metzler
erklärt hatte, es wäre politisch nicht klug, die Volksinitiative „Gleiche Rechte für
Behinderte“ ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung zu bringen. In der Detailberatung
krebste die bürgerliche Nationalratsmehrheit im Bereich der öffentlichen Bauten und
der Mietshäuser wieder weitgehend auf die Linie von Bundesrat und Ständerat zurück
(Verpflichtung der behindertengerechten Ausgestaltung von Altbauten nur bei
umfassenden Sanierungsarbeiten), ebenso bei den Behindertenrechten am
Arbeitsplatz. Gegen die Unterstellung der privaten Arbeitsverhältnisse unter das Gesetz
wehrten sich insbesondere mit Erfolg die beiden Freisinnigen Heberlein (ZH) und
Triponez (BE) mit dem Argument, eine Regulierung würde tendenziell zu einer
Ausgrenzung der Behinderten aus dem Arbeitsprozess führen. Die Kommission unterlag
auch mit ihrem Antrag, im Bereich der Dienstleistungen den Behinderten ein Klagerecht
auf Beseitigung oder Unterlassung von Diskriminierungen einzuräumen; das Plenum
blieb bei einer blossen Entschädigung von maximal 5000 Fr. Einzig im Bereich der Aus-
und Weiterbildung war der Nationalrat zu gewissen Konzessionen bereit. Behinderte
Kinder und Jugendliche sollen von den Kantonen bei der Integration in die Regelschule
gefördert werden, behinderte Menschen generell ein Recht auf eine ihren
Möglichkeiten angemessene Ausbildungsdauer und auf entsprechende Prüfungen
haben sowie spezifische Hilfsmittel verwenden dürfen. Gegen einen Minderheitsantrag
aus den Reihen der SVP, der die Unterstützung von Widrig (cvp, SG) und Triponez (fdp,
BE) fand, stimmte der Nationalrat der Schaffung eines Gleichstellungsbüros zu. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.11.2002
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Nationalrat wurde die Finanzierung der Pro Helvetia in der Wintersession als erstes
Sachgeschäft der neuen Legislatur behandelt. Kommissionssprecher Bezzola (fdp, GR)
sah dies als leisen Wink für die Arbeit der eidgenössischen Räte in den nächsten vier
Jahren, als ein Auftrag, den Dialog zwischen den Sprachgruppen und Kulturen der
Schweiz zu fördern, aber auch den Begegnungen zwischen Zentrum und Peripherie,
zwischen Bewährtem und Gewagtem, zwischen Arriviertem und Neuem in der Schweiz
und im Kontakt zum Ausland genügend Beachtung zu schenken. In der Detailberatung
stimmte die grosse Kammer auf Antrag der Kommissionsmehrheit dem Ständerat zu
und erhöhte damit die Finanzhilfe an die Pro Helvetia auf CHF 130 Mio. für die nächsten
vier Jahre. Dabei unterlagen zwei Minderheitsanträge, die aus völlig gegenläufiger
Richtung kamen. Föhn (svp, SZ) wollte den Subventionsbeitrag bei den vom Bundesrat
vorgeschlagenen CHF 128 Mio. belassen und den Bereich der Volksmusik besser
honoriert sehen. Müller-Hemmi (sp, ZH) verlangte angesichts des Rückzugs privater
Sponsoren aus dem Kulturbetrieb – so etwa der Bank UBS beim Willisauer Jazzfestival –
eine Aufstockung um weitere CHF 2 Mio. In Übereinstimmung mit Bundespräsidentin
Dreifuss lehnte der Rat beide Minderheitsanträge ziemlich deutlich ab. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.1999
MARIANNE BENTELI

Kirchen und religionspolitische Fragen

Während die Anrufung Gottes in der Präambel der revidierten Bundesverfassung im
Ständerat oppositionslos genehmigt wurde, führte dies im Nationalrat zu einem ersten
Schlagabtausch zwischen den politischen Lagern. Im Namen einer
Kommissionsminderheit stellte Gross (sp, ZH) den Antrag, die Gottesanrufung sei zu
streichen. Er machte geltend, diese sei zu einer Floskel geworden und vermöge einer
modernen Verfassung nicht mehr zu genügen. Gross schlug vor, im ersten Satz lediglich
die von der Verfassungskommission zusätzlich vorgeschlagene (und vom Rat auch
eingefügte) «Verantwortung gegenüber der Schöpfung» zu erwähnen. Seine
Argumentation stiess auf massiven Widerspruch. Fritschi (ZH) warnte namens der FDP-
Fraktion davor, ausgerechnet das traditionellste aller traditionellen Elemente aus der
Verfassung zu kippen. Er meinte, das wäre ein kontraproduktives Vorgehen, welches in
der Volksabstimmung zur sicheren Ablehnung der ganzen Verfassungsreform führen
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würde. Föhn (SZ) verwies für die SVP darauf, dass die Schweiz ein Teil des christlichen
Abendlandes sei und eine Anrufung Gottes deshalb nie eine Floskel sein könne. Als
Vertreter der CVP warnte Durrer (OW) davor, mit der christlichen Tradition zu brechen
und eine neue Wertordnung zu schaffen. Unterstützung fanden die Gegner des Antrags
bei Bundesrat Koller. Mit der Anrufung Gottes werde eine alte Tradition fortgesetzt, die
in der Vernehmlassung auf ein überaus positives Echo gestossen sei. Die Verankerung
von «Gott dem Allmächtigen» sollte laut Koller klarmachen, dass eine höhere Macht
über Mensch und Staat steht. Nachdem mehrere Eventualanträge, die zumindest eine
Lockerung der Formulierung verlangten, keine Mehrheit gefunden hatten, wurde der
Antrag Gross mit 105 zu 53 Stimmen klar abgelehnt. 20
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